
Hauptsatzung 
der Stadt Saalfeld/ Saale vom 22.09.2009

Präambel

Der Stadtrat der Stadt Saalfeld/Saale hat auf Grund der §§ 13, 15, 16,
17, 19, 20, 21, 23, 26, 27, 29, 32 und 45 der Thüringer Gemeinde- und
Landkreisordnung (Thüringer Kommunalordnung - ThürKO) i. d. F.
der Neubekanntmachung vom 28. Januar 2003 (GVBl. Nr. 2 S. 41),
zuletzt geändert durch das Begleitgesetz zum Gesetz zur Änderung
der Thüringer Kommunalordnung (Gesetz für mehr Demokratie in
Thüringer Kommunen) - Volksbegehrens-Begleitgesetz - Fünftes
Gesetz zur Änderung der Thüringer Kommunalordnung vom 
8. April 2009 (GVBl. Nr. 5 S. 345) in seiner Sitzung am 26. August 2009
folgende Satzung beschlossen:

§ 1
Bezeichnung, Wappen, Flagge, Dienstsiegel

(1) Die Stadt Saalfeld/Saale ist eine kreisangehörige Stadt mit deren
Rechten und Pflichten und führt die Bezeichnung „Saalfeld/Saale“.
Die Stadt Saalfeld/Saale besteht aus folgenden Ortsteilen:
Ortsteil-Nr. Ortsteilname
1 Saalfeld
2 Altsaalfeld
3 Garnsdorf
4 Graba
5 Köditz
6 Obernitz
7 Remschütz
8 Gorndorf
9 Beulwitz (mit den Teilen: Aue am Berg,

Beulwitz, Crösten, Wöhlsdorf )
(2) Das Wappen der Stadt Saalfeld/Saale zeigt in einem grünen ein-
gebuchteten Wappenschild zwei gegeneinandergekehrte, aufge-
richtete silberne Fische und zwei silberne sechsgezackte Sterne, die
einzeln in halber Höhe neben jedem Fisch angeordnet sind.
(3) Als Flagge führt die Stadt Saalfeld/Saale die Farben Grün-Silber
(Weiß).
(4) Die Dienstsiegel der Stadt Saalfeld/Saale enthalten im Inneren
das Wappen der Stadt mit einer hochgestellten Amtskennzahl und
die Worte „Thüringen“ und „Stadt Saalfeld/ Saale“ in der Umschrift.

§ 2
Stadtrat

(1) Der Stadtrat der Stadt Saalfeld/Saale ist Organ der Stadt und
besteht aus dem Bürgermeister und Stadtratsmitgliedern. Die Zahl
der Stadtratsmitglieder richtet sich nach § 23 Abs. 3 ThürKO.
(2) Den Vorsitz im Stadtrat führt ein vom Stadtrat gewähltes Mitglied,
im Falle seiner Verhinderung dessen Stellvertreter.

§ 3
Stadtratsausschüsse, Aufsichtsräte

(1) Der Stadtrat bestellt folgende ständige Stadtratsausschüsse:
1. Hauptausschuss
2. Bau- und Wirtschaftsausschuss
3. Werkausschuss Bauhof der Stadt Saalfeld
4. Werkausschuss Kulturbetrieb Saalfeld/Meininger Hof
5. Finanzausschuss
6. Kultur-, Sozial- und Schulausschuss

7. Rechnungsprüfungsausschuss
(2) Die Stadtratsausschüsse des Abs. 1 Nr. 1 bis 4 haben vorberaten-
de und beschließende, die Ausschüsse nach Abs. 1 Nr. 5 bis 7 nur
beratende Befugnis.
(3) Der Stadtrat kann zur Erledigung dringender Aufgaben zeitweili-
ge beratende Ausschüsse bestellen.
(4) Bildung, Zusammensetzung und Aufgaben der Ausschüsse regelt
die Geschäftsordnung. Bei der Besetzung von Ausschüssen und son-
stigen Gremien findet das Verfahren Hare/ Niemeyer Anwendung.
Übersteigt die Zahl der Ausschusssitze die Zahl der Stadtratsmitglie-
der, so kann jedes Stadtratsmitglied, das im Übrigen keinen Aus-
schusssitz besetzt, verlangen, in einem Ausschuss mit Rede- und
Antragsrecht mitzuwirken. Es hat sich hinsichtlich seiner Mitwir-
kungsabsicht schriftlich gegenüber dem Bürgermeister unter Anga-
be des Ausschusses zu erklären.
(5) Die Sitzungen beschließender Ausschüsse sind öffentlich, soweit
nicht Rücksichten auf das Wohl der Allgemeinheit oder das berech-
tigte Interesse einzelner entgegenstehen. Über den Ausschluss der
Öffentlichkeit wird nicht öffentlich zu Beginn der Sitzung oder
während der Behandlung der Tagesordnungspunkte beraten und
entschieden.
(6) Die Sitzungen vorberatender Ausschüsse sind nicht öffentlich.
(7) Bildung, Zusammensetzung und Aufgaben der Aufsichtsräte von
städtischen Eigen- oder Beteiligungsgesellschaften regeln die
Gesellschafterverträge der Gesellschaften. Bei der Besetzung von
Aufsichtsratssitzen durch Stadträte findet das Verfahren nach Hare/
Niemeyer Anwendung.

§ 4
Bürgermeister

(1) Der Bürgermeister ist als Beamter auf Zeit Organ der Stadt. Er lei-
tet die Stadtverwaltung und ist oberste Dienstbehörde der Beamten
der Stadt sowie Vorgesetzter und Dienstvorgesetzter der Stadtbe-
diensteten.
(2) Dem Bürgermeister werden folgende Angelegenheiten zusätz-
lich zu § 29 Abs. 2 ThürKO zur selbstständigen Erledigung übertra-
gen:
a) Bestellung von Einwohnern und anderen Personen zu ehrenamt-

licher Tätigkeit, ausgenommen die Bestellung von Einwohnern
zur Mitwirkung im Stadtrat, seinen Ausschüssen und Schiedsstel-
len,

b) Abgabe von Prozesserklärungen einschließlich Klageerhebung,
Einlegung von Rechtsmitteln und Abschluss von Vergleichen in
allgemeinen Rechts- und Verwaltungsangelegenheiten, wenn
der Streitwert voraussichtlich 30.000 Euro nicht übersteigt und
die Angelegenheit keine grundsätzliche Bedeutung hat,

c) Anordnung von überplanmäßigen Ausgaben bis zum Betrag von
30.000 Euro der einzelnen Haushaltsstelle des Verwaltungshaus-
haltes und 30.000 Euro bei der einzelnen Haushaltsstelle des Ver-
mögenshaushaltes, soweit nicht eine Nachtragssatzung erforder-
lich ist,

d) Entscheidung über die Aufnahme von Krediten im Rahmen der
in der Haushaltssatzung erteilten Ermächtigung bis zur Höhe
von 1 Mio. Euro im einzelnen Fall,

e) Vereinbarung von Zinsen und Zinsbindung für vom Stadtrat
genehmigte bzw. aufgenommene Darlehen,

f ) Entscheidung über Stundung und Gewährung von Teilzahlung
bis zu 3 Monaten in unbeschränkter Höhe, von mehr als 3 Mona-
ten bis zu einem Geldwert von 20.000 Euro im Einzelfall, die Nie-
derschlagung und den Erlass von Forderungen bis zu 20.000
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Euro im Einzelfall, in allen Fällen ausgenommen Entscheidungen
im Klageverfahren,

g) Gewährung von Zuweisungen, Zuschüssen, Unterstützungen
und anderen Ausgaben, die als freiwillige Leistungen zu betrach-
ten sind, bis zum Betrag von 5.000 Euro, sofern diese nicht durch
Satzung oder Förderrichtlinie geregelt ist,

h) die Entscheidung über die Durchführung für Lieferungen und
Leistungen des laufenden Betriebes (wie z. B. Ausgaben für die
Bewirtschaftung der Grundstücke, Haltung von Fahrzeugen,
Geschäftsausgaben der Verwaltung, Verbrauchsmaterial, Geräten
und Ausstattungsgegenständen im Verwaltungshaushalt) nach
Maßgabe der allgemeinen Vergabegrundsätze bis zum Betrag
von 100.000 Euro, 

i) die Entscheidung über die nicht unter Punkt h) fallende Durch-
führung von Lieferungen und Leistungen (z. B. im Zusammen-
hang mit Neu-, Erweiterungs- und Umbauten), Modernisierungs-
maßnahmen, größeren Instandsetzungen und -haltungen nach
Maßgabe der allgemeinen Vergabegrundsätze bis zum Betrag
von 100.000 Euro,

j) der Abschluss von Ingenieurverträgen über Planungsleistungen
nach HOAI
aa) mit einem Honorarwert von 25.000 Euro bis 200.000 Euro nach
vorheriger Beschlussfassung im Bau- und Wirtschaftsausschuss,
bb) mit einem Honorarwert über 200.000 Euro nach vorheriger
Beschlussfassung im Stadtrat, 

k) Abschluss von Kauf-, Tausch-, Werkverträgen und sonstigen
Geschäften mit einem Geldwert von
aa) 100.000 Euro bis 250.000 Euro nach vorheriger Beschlussfas-
sung über die Durchführung der Maßnahme auf Grund der Vor-
planung und Vergabeentscheidung durch den Bau- und Wirt-
schaftsausschuss,
bb) mehr als 250.000 Euro nach vorheriger Beschlussfassung des
Stadtrates über die Durchführung der Maßnahme auf Grund der
Vorplanung und Vergabeentscheidung durch den Bau- und Wirt-
schaftsausschuss.

l) Erteilung des gemeindlichen Einvernehmens zur Errichtung,
Änderung, Nutzung, Abbruch, Beseitigung baulicher Anlagen,
wenn aufgrund des Eingangstermins des Baugesuches und
unter Zugrundelegung des Sitzungsplanes des Bau- und Wirt-
schaftsausschusses des Stadtrates die Gefahr der Verfristung
besteht.

§ 5
Beigeordnete

(1) Die Stadt Saalfeld/Saale hat einen 1.und einen 2. Beigeordneten.
(2) Der 1. Beigeordnete ist hauptamtlich tätig und wird vom Stadtrat
auf die Dauer von 6 Jahren gewählt.
(3) Der 2. Beigeordnete ist Ehrenbeamter der Stadt und wird vom
Stadtrat aus seiner Mitte für die Dauer der Amtszeit des Stadtrates
gewählt.
(4) Die Beigeordneten sind Stellvertreter des Bürgermeisters bei des-
sen Verhinderung in der Reihenfolge hauptamtlicher 1. Beigeordne-
ter, ehrenamtlicher 2. Beigeordneter.

§ 6
Einwohnerversammlung

(1) Der Bürgermeister beruft im Vorfeld der Haushaltsplanerstellung
für das jeweils folgende Haushaltsjahr einmal jährlich Einwohnerver-
sammlungen zur Erörterung gemeindlicher Angelegenheiten ein.

§ 7
Ortsteil, Ortsteilbürgermeister, Ortsteilrat

(1) Für den räumlich getrennten Ortsteil Beulwitz, bestehend aus
den Teilen Beulwitz, Aue am Berg, Crösten und Wöhlsdorf, wird die
Ortsteilverfassung i. S. d. § 45 ThürKO eingeführt.
(2) In dem im Abs. 1 aufgeführten Ortsteil werden der Ortsteilbür-
germeister und der Ortsteilrat gewählt.
(3) Der Ortsteilbürgermeister ist Ehrenbeamter der Gemeinde und
wird nach den für die Wahl des ehrenamtlichen Bürgermeisters gel-
tenden Bestimmungen des Thüringer Kommunalwahlgesetzes
(ThürKWG) für die Dauer der gesetzlichen Amtszeit des Stadtrates
der Stadt Saalfeld/Saale gewählt. Bleibt die Wahl erfolglos, wählt der
Ortsteilrat den Ortsteilbürgermeister aus seiner Mitte.
(4) Der Ortsteilrat wird ebenfalls für die Dauer der gesetzlichen
Amtszeit des Stadtrates gebildet. Er besteht aus dem Ortsteilbürger-
meister und den weiteren Mitgliedern des Ortsteilrates, die aus der
Mitte einer Bürgerversammlung in geheimer Wahl gewählt werden
und ehrenamtlich tätig sind. Nach § 45 Abs. 3 ThürKO beträgt die

Zahl der weiteren Ortsteilratsmitglieder im Ortsteil Beulwitz sechs
Mitglieder. 
(5) Die Wahl der weiteren Mitglieder des Ortsteilrates erfolgt nach
der folgenden Regelung:
a) Für das aktive und passive Wahlrecht gelten die §§ 1, 2 und 12

ThürKWG vom 16. August 1993 (GVBl. S. 530 ff ) in der jeweils gel-
tenden Fassung, wobei in § 1 an Stelle des Begriffes „Gemeinde“
der Begriff „Ortsteil“ tritt.

b) Die Bürgerversammlung ist durch den Bürgermeister einzuberu-
fen. Die Einberufung geschieht dadurch, dass den Bürgern Ort,
Zeit und Tagesordnung (Wahl der weiteren Ortsteilratsmitglie-
der) der Bürgerversammlung durch ortsübliche Bekanntma-
chung mitgeteilt wird. Jeder Wahlberechtigte ist darüber hinaus
durch die Gemeinde schriftlich von der Wahl, dem Wahlort und
dem Wahlzeitpunkt zu benachrichtigen.
Die Benachrichtigung hat die Aufforderung zu beinhalten, dass
sie zur Wahl mitzubringen ist.

c) Zu Beginn der Bürgerversammlung, die der Bürgermeister als
Wahlleiter leitet, haben sich die Bürger, die sich am Wahlverfah-
ren beteiligen wollen, unterschriftlich in ein Wählerverzeichnis
des Ortsteils einzutragen, das durch die Gemeinde am Wahlort
auszulegen ist. An der Bürgerversammlung dürfen nur Wahlbe-
rechtigte (Buchst. a) teilnehmen.

d) Die Wahl wird vom Wahlleiter durchgeführt, der von Gemein-
debediensteten unterstützt wird.

e) Der Wahlleiter fordert in der Bürgerversammlung zum Vorschlag
von Bewerbern auf.
Jeder Bürger ist vorschlagsberechtigt. Er kann höchstens so viele
Personen vorschlagen, wie weitere Ortsteilratsmitglieder zu
wählen sind. Der Vorschlag muss schriftlich erfolgen. 
Er bedarf vor Beginn der Stimmabgabe der Einwilligung des Vor-
geschlagenen. Ist dieser nicht anwesend, so muss dem Wahlleiter
eine schriftliche Einwilligungserklärung vorliegen.

f ) Die Wahl ist geheim. Jeder Wahlberechtigte hat so viele Stimmen,
wie weitere Ortsteilratsmitglieder zu wählen sind. Er kann jedoch
jedem Bewerber nur eine Stimme geben.

g) Nach Abschluss des Vorschlagsverfahrens ruft der Wahlleiter die
Namen der Bürger in der Reihenfolge auf, wie sie sich aus dem
Wählerverzeichnis ergibt. Er hat darauf hinzuweisen, dass nur
Bürger gewählt werden können, die dem Vorschlag ihrer Person
zugestimmt haben (Bewerber). Wurden weniger als doppelt so
viele Bewerber vorgeschlagen, als Mitglieder zu wählen sind,
kann der Bürger auch andere wählbare Personen wählen. Der
Bürger erhält einen amtlichen Stimmzettel, nachdem er seine
Wahlbenachrichtigung vorgelegt oder sich über seine Person
ausgewiesen hat. Er begibt sich dann in die Wahlkabine und
kennzeichnet dort auf seinem Stimmzettel die von ihm gewähl-
ten Bewerber. Der Wahlleiter stellt den Namen des Wählers sowie
seine Wahlberechtigung fest. Der Wähler legt danach seinen
Stimmzettel in die Wahlurne. Die Stimmabgabe wird im Wähler-
verzeichnis vermerkt.

h) Gewählt sind die Bewerber bzw. die Personen mit den meisten
gültigen Stimmen. Bei Stimmengleichheit entscheidet das Los.

i) Hinsichtlich der Ungültigkeit von Stimmen und Stimmzetteln gilt
§ 19 Abs. 4 und 5 ThürKWG entsprechend.

j) Das Ergebnis der Wahl wird in der Bürgerversammlung vom
Wahlleiter bekannt gegeben.

(6) Der Ortsteilrat entscheidet an Stelle des zuständigen Organs der
Stadt über folgende Angelegenheiten des Ortsteils:
1. Verwendung der dem Ortsteil für kulturelle, sportliche und sozia-

le Zwecke zur Verfügung gestellten Haushaltsmittel,
2. Pflege des Brauchtums und der kulturellen Tradition, Förderung

und Entwicklung des kulturellen Lebens, Unterstützung der Orts-
feuerwehr.

Der Ortsteilrat gibt Stellungnahmen ab zu folgenden Angelegen-
heiten des Ortsteils:
1. Änderung der Einteilung der Gemeinde in Ortsteile, soweit der

Ortsteil betroffen ist, oder der Änderung des Namens des Orts-
teils,

2. Benennung der im Gebiet des Ortsteils dem öffentlichen Verkehr
dienenden Straßen, Wege, Plätze und Brücken sowie der öffentli-
chen Einrichtungen,

3. beabsichtigten Veranstaltungen und Märkten im Ortsteil,
4. zum Entwurf der Haushaltssatzung in Bezug auf den Ortsteil,
5. Beratung von Angelegenheiten des Ortsteils und Abgabe von

Empfehlungen an den Stadtrat.
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§ 8
Einwohnerantrag, Bürgerbegehren, Bürgerentscheid

(1) Die Einwohner können beantragen, dass der Stadtrat über eine
gemeindliche Angelegenheit, für deren Entscheidung er zuständig
ist, berät und entscheidet (Einwohnerantrag). Näheres ist in § 16
ThürKO in der jeweils geltenden Fassung geregelt.
(2) Die Bürger können über eine wichtige Angelegenheit im eigenen
Wirkungskreis der Stadt einen Bürgerentscheid beantragen (Bürger-
begehren). Ein Bürgerentscheid ist unzulässig über Angelegenhei-
ten,
1. die kraft Gesetzes dem Bürgermeister obliegen,
2. den Erlass oder die Änderung der Geschäftsordnung des Stadt-

rates,
3. die Beschlussfassung über die Haushaltssatzung im Ganzen

sowie über Nachtragshaushaltssatzungen,
4. die Beschlussfassung über den Finanzplan,
5. die Feststellung der Jahresrechnung und der Jahresabschlüsse

der Eigenbetriebe sowie die Beschlussfassung über die Entla-
stung,

6. die Festsetzung von Abgaben und privatrechtlichen Entgelten
der Gemeinde und solcher Unternehmen, an denen die Gemein-
de beteiligt ist; ausgenommen davon sind Bürgerbegehren zur
Höhe von Abgaben und privatrechtlichen Entgelten der Gemein-
de, soweit dabei das Kostendeckungsprinzip beachtet wird,

7. die Entscheidung über die Gründung, Übernahme, Erweiterung
oder Aufhebung von Unternehmen der Gemeinde und über die
Beteiligung an Unternehmen,

8. Anträge, die ein gesetzwidriges Ziel verfolgen.
Näheres ist in § 17, § 17a, §17b ThürKO in der jeweils geltenden
Fassung geregelt.

(3) Über den Antrag auf Zulassung eines Bürgerbegehrens entschei-
det die Stadtverwaltung innerhalb von vier Wochen nach Eingang
des schriftlichen Antrags bei der Stadtverwaltung. Vor einer ableh-
nenden Zulassungsentscheidung sollen die Vertreter des Bürgerbe-
gehrens angehört werden. 
(4) Der Inhalt der Eintragungslisten ergibt sich bei freier Unterschrif-
tensammlung aus §17 a Abs. 2 ThürKO und bei Eintragung in amtlich
ausgelegte Eintragungslisten aus §17 b Abs. 2 ThürKO. Die Eintra-
gungslisten enthalten zudem Spalten für die Nummerierung der Ein-
tragungen und für die amtlichen Prüfvermerke zu den Eintragungen. 
(5) Die Eintragungen sind innerhalb einer Eintragungsliste fortlau-
fend zu nummerieren. Die Eintragung kann vom Unterzeichner ohne
Angabe von Gründen bis zum letzten Tag der Eintragungsfrist
schriftlich widerrufen werden. Für die Rechtzeitigkeit des Widerrufs
kommt es auf den Eingang bei der Gemeindeverwaltung an. Eintra-
gungen sind ungültig, 
a. die von Personen stammen, die am letzten Tag der Sammlungs-

frist nicht wahlberechtigt sind;
b. bei denen die eigenhändige Unterschrift fehlt oder
c. bei denen die eingetragenen Personen wegen undeutlicher

Schrift oder unvollständiger Angaben nicht klar zu identifizieren
sind.
Doppel- und Mehrfacheintragungen gelten als eine Eintragung. 

(6) Der Antrag auf Durchführung eines Bürgerentscheides kann von
den Vertretern des Bürgerbegehrens bis zum Tag vor der Beschlus-
sfassung des Gemeinderates über die Zulässigkeit des Bürgerbegeh-
rens zurückgenommen werden.
(7) Der Bürgermeister leitet die Vorbereitung und Durchführung des
Bürgerentscheides (Abstimmungsleiter). Er kann mit der Führung
der laufenden Geschäfte einen Bediensteten der Gemeindeverwal-
tung beauftragen.
(8) Die amtlichen Stimmzettel für den Bürgerentscheid müssen den
Antrag im Wortlaut enthalten und so gestaltet sein, dass der Antrag
mit „Ja“ oder „Nein“ beantwortet werden kann. Die Stimme darf nur
auf „Ja“ oder „Nein“ lauten. Der Abstimmende kennzeichnet durch
ein Kreuz oder auf andere Weise auf dem Stimmzettel, ob er den
gestellten Antrag mit „Ja“ oder „Nein“ beantworten will. 
(9) Die Entscheidungen über die Zulässigkeit von Einwohneranträ-
gen, Bürgerbegehren und Bürgerentscheiden ergehen kostenfrei.

§ 9
Öffentliche Bekanntmachung 

(1) Die Bekanntmachung von Beschlüssen des Stadtrates oder
beschließenden Ausschüssen der Stadt Saalfeld/Saale, von Satzun-
gen und anderen öffentlichen Bekanntmachungen erfolgt im Amts-
blatt- „Gemeinsames Amts- und Mitteilungsblatt des Landkreises
Saalfeld-Rudolstadt, der Städte Saalfeld/Saale, Rudolstadt und Bad
Blankenburg“.

(2) Die Bekanntmachung der Einberufung des Stadtrates oder
beschließender Ausschüsse erfolgt in der Ostthüringer Zeitung.
(3) In Fällen besonderer Eilbedürftigkeit können Bekanntmachun-
gen nach Abs. 1 auch durch amtliche Bekanntmachung im Anzei-
genteil der Ostthüringer Zeitung, durch Rundfunk oder andere tech-
nische Informationsmedien zur Kenntnis gebracht werden.

§ 10
Entschädigung

(1) Die Höhe der Dienstaufwandsentschädigung des Bürgermeisters
regelt der Stadtrat durch Beschluss in der ersten Stadtratssitzung
nach der Wahl des Bürgermeisters nach Maßgabe der jeweils gülti-
gen Fassung der Thüringer Verordnung über die Dienstaufwand-
sentschädigung der hauptamtlichen kommunalen Wahlbeamten auf
Zeit.
(2) Der hauptamtliche 1. Beigeordnete erhält eine Aufwandsent-
schädigung in Höhe von 60 % der Aufwandsentschädigung des Bür-
germeisters.
(3) Der ehrenamtliche 2. Beigeordnete erhält eine Aufwandsentschä-
digung in Höhe von 10 % des Höchstbetrages der Aufwandsent-
schädigung eines ehrenamtlichen Bürgermeisters einer Gemeinde
mit mehr als 5.000 Einwohnern entsprechend der jeweils gültigen
Fassung der Thüringer Verordnung über die Aufwandsentschädi-
gung der ehrenamtlichen kommunalen Wahlbeamten auf Zeit.
(4) Der Ortsteilbürgermeister des Ortsteils Beulwitz erhält eine Auf-
wandsentschädigung von 50 % des jeweils geltenden Höchstbetra-
ges für einen ehrenamtlichen Bürgermeister einer Gemeinde von
501 bis 1.000 Einwohnern gemäß Thüringer Verordnung über die
Aufwandsentschädigung der ehrenamtlichen kommunalen Wahlbe-
amten auf Zeit.
(5) Stadtratsmitglieder erhalten einen monatlichen Sockelbetrag
von 125,00 EUR.
(6) Stadtratsmitglieder erhalten Sitzungsgeld nach folgender Maß-
gabe:
- Sitzungen des Stadtrates 15,00 EUR
- Ausschusssitzungen

(max. für 2 Sitzungen pro
Ausschuss und Monat) 15,00 EUR

- Fraktionssitzungen
(max. für 2 Sitzungen pro Stadtratssitzung) 15,00 EUR

Stimmberechtigte Stellvertreter von abwesenden Ausschussmitglie-
dern erhalten bei Anwesenheit in der entsprechenden Sitzung das
Sitzungsgeld des ordentlichen Ausschussmitgliedes.
(7) Zusätzliche monatliche Entschädigungen erhalten:
- der Stadtratsvorsitzende 75,00 EUR
- der Ausschussvorsitzende 50,00 EUR
- der Fraktionsvorsitzende 50,00 EUR
In Monaten, in denen keine Sitzungen des Stadtrates und der Aus-
schüsse stattfinden, erhalten die Genannten ebenfalls o. a. Entschä-
digung. Stellvertretende Stadtrats-, Ausschuss- und Fraktionsvorsit-
zende erhalten für jede Sitzung, in der sie den Vorsitz führen, ein
zusätzliches Sitzungsgeld von 25,00 EUR (max. 2 Sitzungen pro
Monat).
(8) Die Entschädigung von Stadtratsmitgliedern für Dienstreisen
oder Weiterbildungsmaßnahmen, die im Zusammenhang mit dem
Ehrenamt stehen, regelt sich nach den jeweils geltenden Bestim-
mungen des Thüringer Reisekostengesetzes, der Thüringer Aus-
landsreisekostenverordnung und der Thüringer Trennungsgeldver-
ordnung.
(9) Personen, die aus Anlass von Kommunalwahlen und Bürgerent-
scheiden in der Stadt Saalfeld in Wahl-/ Abstimmungsausschüssen
und Wahl-/ Abstimmungsvorständen tätig werden, erhalten eine
Aufwandsentschädigung nach Maßgabe der Wahlhelferentschädi-
gungssatzung.
(10) Ist die Heranziehung weiterer Bürger zu ehrenamtlichen Tätig-
keiten notwendig, so entscheidet der Stadtrat durch Beschluss über
die Höhe der zu gewährenden Aufwandsentschädigung.
(11) Sachkundige Bürger in Ausschüssen erhalten Sitzungsgeld nach
Maßgabe des § 10 Abs. 6.
(12) Mitglieder des Ortsteilrates erhalten für die Teilnahme an einer
Sitzung des Ortsteilrates pro Monat ein Sitzungsgeld in Höhe von
15,- EUR. 
(13) Fehlt ein Stadtratsmitglied in einer Sitzung des Stadtrates oder
in einem seiner Ausschüsse unentschuldigt, kann der Stadtrat im Ein-
zelfall ein Ordnungsgeld aussprechen.
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§ 11
Inkrafttreten

Diese Hauptsatzung tritt am Tag nach der öffentlichen Bekanntma-
chung in Kraft. Gleichzeitig tritt die Hauptsatzung vom 3. März 2009
außer Kraft.

Saalfeld/ Saale, den 22. September 2009

Matthias Graul
Bürgermeister Dienstsiegel

Geschäftsordnung 
des Stadtrates der Stadt Saalfeld/Saale

In seiner Sitzung am 26. August 2009 hat der Stadtrat der Stadt Saal-
feld/Saale in öffentlicher Sitzung die aktuelle Geschäftsordnung des
Stadtrates der Stadt Saalfeld/Saale gemäß § 34 Abs. 1 ThürKO
beschlossen.
Interessierte Bürger können diese Fassung vom 26.8.2009 im Inter-
net unter www.saalfeld.de/Rat/Verwaltung/Ortsrecht lesen und aus-
drucken.
Ebenso kann diese Geschäftsordnung des Stadtrates der Stadt Saal-
feld/Saale
- im Hauptamt, Markt 6, 07318 Saalfeld und 
- in der Rechtsabteilung, Rathaus, Markt 1, 07318 Saalfeld
während der Sprechzeiten der Stadtverwaltung Saalfeld eingese-
hen werden.

Neue Auszubildende
- Stadt Saalfeld bildet für Gemeinde Saalfelder Höhe aus -

Sechs Auszubildende haben in der Stadtverwaltung Saalfeld ihre
Ausbildung als Verwaltungsfachangestellte und als Fachangestellte
für Bürokommunikation begonnen.
Erstmalig bildet die Stadt Saalfeld für eine Gemeinde im Landkreis
Saalfeld-Rudolstadt aus. So wurde zwischen der Stadt Saalfeld und
der Gemeinde Saalfelder Höhe eine Vereinbarung zur Ausbildung
einer Verwaltungsfachangestellten für die nächsten zwei Jahre
geschlossen.
Am 01.09.2009 unterzeichneten der Bürgermeister der Stadt Saal-
feld, Matthias Graul, und der Bürgermeister der Saalfelder Höhe, Wolf-
gang Peter, im Beisein der Auszubildenden Carolin Erbse die Ausbil-
dungsvereinbarung im Saalfelder Rathaus.
Weiterhin wurden durch den Saalfelder Bürgermeister, Matthias
Graul, die Auszubildenden

Christina Traut, Kevin Friese, Julia Könitzer und
Michael Klose
als Verwaltungsfachangestellte/r
und
Veronika Horn
als Fachangestellte für Bürokommunikation

begrüßt.
K. Chalupka
Personalreferentin
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Schließzeiten 
der Grundschulhorte
während der Herbstferien 2009/10 in der Stadt Saalfeld/Saale
Grundschule „C. Aquila“
geöffnet: jeweils von 6:30 Uhr bis 16:30 Uhr

vom 12.10.2009 bis 23.10.2009
Grundschule Saalfeld
geöffnet: jeweils von 6:00 Uhr bis 17:00 Uhr 

vom 12.10.2009 bis 23.10.2009
Grundschule Saalfeld-Gorndorf
geöffnet: jeweils von 6:00 Uhr bis 16:30 Uhr

vom 12.10.2009 bis 23.10.2009
Michéle Jaensch
Amt für Kita/Schule/Hort

Ausbildungsplätze 2010 der
Stadtverwaltungen Saalfeld und
Rudolstadt
Im Rahmen der beruflichen Erstausbildung bieten wir zukunft-
sorientierte und anspruchsvolle Ausbildungsplätze in unseren
modernen öffentlichen Verwaltungen! Wir suchen engagierte,
zielstrebige, aufgeschlossene und teamfähige Schulabgän-
ger/innen für folgende Ausbildungsberufe:

zum 01. September 2010

3 Verwaltungsfachangestellte/r - Fachrichtung Landes-
und Kommunalverwaltung
Zugangsvoraussetzungen:
mindestens guter Realschulabschluss, Interesse für Verwal-
tungsabläufe und Modernisierung der Dienstleistungsorgani-
sation Verwaltung
Ausbildungsbehörde:
Stadtverwaltung Saalfeld, Stadtverwaltung Rudolstadt
1 Fachangestellte/r für Bürokommunikation
Zugangsvoraussetzungen:
guter Realschulabschluss, Interesse und Verständnis für Büroa-
bläufe und -organisation, Mitwirkung bei der Umsetzung der
vielfältigen Veränderungen in der Verwaltung
Ausbildungsbehörde:
Stadtverwaltung Saalfeld
Nach erfolgreich abgeschlossener Ausbildung sind wir
bestrebt, Ihnen Möglichkeiten zur beruflichen Weiterentwick-
lung zu bieten. Schwerbehinderte werden bei gleicher Eignung
bevorzugt berücksichtigt.
Ihre schriftliche Bewerbung oder Online-Bewerbung richten
Sie bitte bis zum 30. November 2009 an die

Stadtverwaltung Saalfeld
Personalabteilung
Markt 1
07318 Saalfeld
personalabteilung@stadt-saalfeld.de oder

Stadtverwaltung Rudolstadt
Fachdienst Personal
Markt 7
07407 Rudolstadt
personal@rudolstadt.de
Die Bewerbungsunterlagen werden gleichermaßen in den
Stadtverwaltungen Saalfeld und Rudolstadt berücksichtigt, so
dass eine Doppel- bzw. Mehrfachbewerbung nicht erforderlich
ist.
Aus verwaltungstechnischen und Kostengründen können
Bewerbungen in Kopie ohne Bewerbungsmappen eingereicht
werden. Diese werden dann nicht zurückgesandt. Die Unterla-
gen nicht berücksichtigter Bewerber/innen werden nach
Abschluss des Auswahlverfahrens vernichtet. Bei gewünschter
Rücksendung der Unterlagen bitten wir um Beilage eines adres-
sierten und frankierten Rückumschlages.
Chalupka Ludwig
Personalreferentin Leiterin Fachdienst Personal
Stadt Saalfeld Stadt Rudolstadt

Saalfeld aktuell
www.saalfeld.de
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20. Jahrestag der Friedlichen 
Revolution von 1989/90 (I)
3. Oktober 2009, 19 Uhr, 
Stadtmuseum, Münzplatz 5 
Die Schuld der Mitläufer -
Anpassen oder Widerstehen in
der DDR
Buchvorstellung und Gespräch
von und mit Roman Grafe 

6. Oktober 2009, 19 Uhr, 
Stadt- und Kreisbibliothek, 
Markt 7
Lesung mit Dr. Ehrhart Neubert
„Unsere Revolution“
Die Geschichte der Jahre 1989/90

12. Oktober 2009, 19 Uhr, 
Stadtmuseum, Münzplatz 5 
Stasiakten - lesen? deuten? miss -
verstehen? 
Podiumsdiskussion mit
Dr. Helmut Müller-Enbergs,
BStU Berlin
Ludwig Große, Oberkirchenrat
i.R., Bad Blankenburg
Kristian Körting, Künstler, ehem.
Sprecher des Neuen Forum,
Ursula Höppel, Lehrerin, Grün-
dungsmitglied der GEW
Moderation: Thomas Spanier,
Redakteur OTZ Saalfeld

Das drüsige Springkraut - ein Neophyt
Neophyten sind gebietsfremde
nichteinheimische Pflanzen, die
im Gefolge des Menschen nach
Mitteleuropa gelangt sind und
sich hier etabliert haben.
Die negativen Begleiterscheinun-
gen sind im veränderten mono-
kulturartigen Landschaftsbild im
Bereich von Freiflächen in Städ-
ten und an Wasserläufen zu erse-
hen. Die Samen von vielen dieser
Neophyten sind oft im Vogelfutter
enthalten und tragen somit zur
nicht gewollten Verbreitung in
Gärten und angrenzendem freien
Landschaftsraum bei.
Durch ihre invasiven Wurzelsyste-
me und Beschattung findet ein
Verdrängungseffekt der gebietsty-
pischen Pflanzen statt. Die Folgen
sind oft wirtschaftliche Schäden
durch erodierende Ufer, Instand-
haltungsaufwand von Straßen,
Wasser- und Schienenwegen.
Auch werden Erträge in der Land-
wirtschaft gemindert.
Das drüsige Springkraut ist eine
bis zu 2 m hohe Pflanze aus dem
Himalaja und wurde als Zier-
pflanze vor ca. 50 Jahren einge-
führt.
Von Juni bis Oktober werden pur-
purrote, rosa oder weiße duftende

Blüten ausgebildet. Dieser opti-
sche Effekt und die Insekten-
freundlichkeit hinterlassen erst
einmal ein positives Erschei-
nungsbild. 
Die Nachteile dabei sind, dass
Bienen und Hummeln aufgrund
der stark zuckerhaltigen Pollen
nur diese Pflanze bestäuben und
dadurch die Vermehrung einhei-
mischer Pflanzen stark einge-
schränkt wird.
So gibt es jetzt schon Flüsse, die
kilometerlang nur diese Mono-
kultur an ihren Ufern aufweisen.
Nach Absterben der Pflanzen im
Winter bleiben offene Flächen,
die der Erosion ausgesetzt sind.
Dadurch entstehen hohe wirt-
schaftliche Schäden und Aufwän-
de der Neuinstandsetzung.
Die Vermehrung erfolgt nach
Reife der Kapselfrucht, die ihre
Samen gewehrschussartig weg-
schleudern. Die Bekämpfung soll-
te vor Samenreife durch Aus-
reißen der flachwurzelnden Pflan-
ze erfolgen.
Weitere Informationen und
Beratung:
Herr Nagat, Grünflächenamt/
Stadtökologie, Markt 6, 07318
Saalfeld, Telefon: 03671 / 598 366

Erfolgsgeschichte WaldErlebnisPfad
Im Arnsgereuther Tal hinter den
„Feengrotten“ wurde vor 10 Jah-
ren ein ca. 2,5 km langer Rund-
weg ausgebaut, der dazu anregen
soll, den Wald mit allen Sinnen zu
erleben. 
Die von Anfang an gute Resonanz
auf den WaldErlebnisPfad war
auch ein Grund dafür, dass der
hier befindliche städtische Wald
rings um die Gartenkuppen einen
besonderen Schutzstatus erhielt
und als Erholungswald entwickelt
wird.
So werden interessante wald-
pädagogische Anliegen, z. B. über
einen „Barfußweg“, ein Klang-
spiel, ein „Waldtelefon“ und den
Blick durch ein „Insektenauge“
vermittelt. Für Wandergruppen
und Schulklassen gibt es interes-
sante Rastplätze und besondere
Spielangebote am Bach in einer
natürlichen Umgebung. Die Sta-
tionen des Pfades sind mit kurzen
Texten auf originellen Klapptafeln

erläutert. Besonders beliebt sind
aber auch Führungen, die vom
„Generationsprojekt“ beim Deut-
schen Roten Kreuz betreut wer-
den. 
Die Unterhaltung des WaldErleb-
nisPfades ist sehr aufwendig, weil
leider auch hier erhebliche mut-
willige Zerstörungen zu verzeich-
nen sind.
Im Hüttenbuch des „Grünen
Klassenzimmers“ sind viele Ein-
tragungen verzeichnet, die diesen
Naturpfad als etwas Besonderes
hervorheben.
Aus Anlass des 10-jährigen Beste-
hens des WaldErlebnisPfades fin-
det am
8. Oktober 2009 um 10 Uhr
eine Jubiläumsveranstaltung an
der Station „Tastpfad“ statt. Inter-
essierte Natur- und Waldwander-
freunde sind dazu herzlich einge-
laden.
Gunter Werrmann
Leiter Grünflächenamt

Termine, Tipps und Informationen

Herzlichen Glückwunsch
allen Jubilaren der Gemeinde Beulwitz mit ihren Ortsteilen Aue
am Berg, Beulwitz, Crösten und Wöhlsdorf zu ihrem Ehrentag:

01. Oktober Herrn Helmut Ludewig, Aue am Berg, 
zum 68.

07. Oktober Herrn Horst Schleitzer, Crösten, zum 76.
08. Oktober Frau Ingeborg Bertermann, Crösten, zum 82.
09. Oktober Frau Monika Schmidt, Beulwitz, zum 68.

Herrn Rainer Morgenroth, Beulwitz, zum 66.
11. Oktober Frau Gudrun Engelmann, Crösten, zum 71.
12. Oktober Herrn Rudolf Bauer, Crösten, zum 75.
17. Oktober Herrn Wilfried Hebenstreit, Wöhlsdorf,

zum 73. 
18. Oktober Frau Ingelore Paschold, Aue am Berg,

zum 72.
19.Oktober Frau Annelore Ritschel, Crösten, zum 78. 
22. Oktober Herrn Lothar Reinsch, Beulwitz, zum 67.
26. Oktober Herrn Roland Stein, Beulwitz, zum 72.
27. Oktober Herrn Joachim Krieg , Beulwitz, zum 78.
28. Oktober Frau Sigrid Seidel, Wöhlsdorf, zum 67.

Andreas Korn
Ortsteilbürgermeister

Einkaufsstadt Saalfeld
4. Oktober 09, 13-18 Uhr
Verkaufsoffener Sonntag
Die Geschäfte der Saalfelder
Innenstadt, das Marktkauf-Cen-
ter und der MediMax am Mittle-
ren Watzenbach sind für Sie
geöffnet!
An diesem Tag steht Ihnen ein
kostenloser Buspendelverkehr zur
Verfügung.
Ihr Werbering Saalfeld e.V .

5. Oktober 09, 9 - 17 Uhr, 
Montagsmarkt
Markt und Fußgängerzone
Der beliebte Markt im Zentrum
der historischen Innenstadt.
10. Oktober 09, 9 - 16 Uhr, 
Trödelmarkt
Fußgängerzone und Schulplatz
Bummeln, Sehen, Leute treffen
und natürlich das ganz besondere
Schnäppchen kaufen - vieles ist
möglich zum letzten Saalfelder
Trödelmarkt 2009.

Herbstferien-Spielfest
in der Schwimmhalle

Das Spielfest in der Saalfelder
Schwimmhalle, Kelzstraße, findet

am Montag, 12. Oktober 2009,
von 10 - 12 Uhr statt.

Kinderbibliothek lädt ein:
13. Oktober, 10 Uhr, 
Kinderbibliothek, Markt 7
Leseratten - Treff,
bringt Eure Lieblingsbücher mit
und stellt sie vor (geeignet ab 
7 Jahre)

20. Oktober, 10 Uhr, 
Zweigbibliothek Gorndorf, 
A.-Schweitzer-Straße 132
Unruhe im Märchenland -
lustige Märchenrätsel (geeignet
ab 6 Jahre)


